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Diplomatie Aussenminister Ig-
nazio Cassis (FDP) hat amDon-
nerstag in Pjöngjang das diplo-
matische Büro der Schweiz in
der nordkoreanischen Haupt-
stadt wiedereröffnet. Die Ver-
tretungwar 2020wegenderAb-
riegelung des Landes aufgrund
der Corona-Pandemie ge-
schlossenworden.Die inAnwe-
senheit von Offiziellen des
international isolierten, kom-
munistischen Regimes erfolgte
Wiedereröffnungsei«einneues
Kapitel der Schweizer Präsenz
in Pjöngjang» und «ein konkre-
ter Schritt zur Stärkung des di-
rekten Dialogs mit der Demo-
kratischen Volksrepublik Ko-
rea», schreibt Cassis in einem
Beitrag auf X. Cassis’ Besuch ist
die erste Reise eines hochrangi-
genVertreters der Schweiz nach
Nordkorea seit dem Jahr 2003.
DieSchweizpflegt seit 1974offi-
zielle Beziehungen zu Nordko-
rea. Seit 1953 beteiligen sich
Schweizer Armeeangehörige an
der Neutralen Überwachungs-
kommission (NNSC) anderDe-
markationsliniezwischenNord-
und Südkorea. Am Freitag reist
Cassis weiter nach Seoul. Im
Zentrum der Gespräche mit
Vertretern Südkoreas soll die Si-
cherheit auf der koreanischen
Halbinsel stehen. (cbe)

Der lokale Baumschützer will
wissen, warum die alte Eiche
auf dem Dorfplatz gefällt wer-
den muss. Die Anwohnerin
möchte ein Gutachten über die
Lärmbelastung in ihrem Quar-
tier einsehen. In den meisten
Schweizer Gemeinden haben
Bürgerinnenwieauch Journalis-
ten das Recht, solche amtlichen
Dokumente herauszufordern.

Eine neue Studie zeigt je-
doch: Das Öffentlichkeitsprin-
zipgilt vorallemaufdemPapier.
Selbst bei vermeintlich harmlo-
sen Dokumenten laufen die
meistenGesuche insLeere.For-
schende des Instituts für öffent-
liche Verwaltung der Universi-
tät Lausanne verlangten Mitte
Juni 2025 von allen 2121 Schwei-
zer Gemeinden die Traktan-
denliste der letzten Sitzung des
Gemeinderates. Sie enthält für
gewöhnlich keine sensiblen
Daten. Die Anfragen wurden
von E-Mail-Adressen einer Bür-
gerin oder einer Journalistin
verschickt.

Das Resultat: Zwei Drittel
der Gemeinden antworteten in-

nert60Tagengarnichterst.Da-
bei müssten sie solche Gesuche
je nach kantonalem Gesetz
«möglichst rasch» oder inner-
halb von 20bis 30Tagenbehan-
deln und eine Verzögerung zu-
mindest begründen. 11 Prozent
der Gesuche wurden abgewie-
sen. Dies ist beispielsweise mit
Verweis auf übergeordnete In-
teressenmöglich.

Bei weiteren 10 Prozent ver-
langten die Gemeindeverwal-
tungen zusätzliche Informatio-
nen, ohne letztlichmit der Trak-
tandenliste herauszurücken.
Nurgerade10Prozent legtendas
Dokument vollständig offen –
das sind knapp 200Gemeinden.

Unter der Funkstille droht
dasVertrauen zu leiden
Die Zahlen beziehen sich auf 22
Kantone, in denen das Öffent-
lichkeitsprinzip vor dem Juni
2025 auf kommunaler Ebene
galt. In Luzern,Uri undNidwal-
den ist der Grundsatz seither
auch in Kraft getreten. In Grau-
bünden gelten je nach Gemein-
de unterschiedliche Regeln.

Am schlechtesten schnit-
ten die Kantone Schwyz,

Schaffhausen und Aargau ab.
Dort blieben mindestens 80
Prozent der eingereichten Ge-
suche unbeantwortet. Amhäu-
figsten rücktendieGemeinden
in Zug (45 Prozent), Solothurn
(29 Prozent) und Genf (27 Pro-
zent) das Dokument heraus.
Für die Studienautoren ist klar:
Zufriedenstellend istdieQuote
nirgends.

Martin Stoll von der Trans-
parenzplattform Öffentlich-
keitsgesetz.ch, die anderUnter-
suchung mitgewirkt hat, be-
zeichnet die Situation als
unhaltbar.«Defactowerdendie
Bürgerinnen und Bürger igno-
riert. Dabei ist die Verwaltung
genauso verpflichtet, sich andie
Gesetze zuhaltenwiedieBevöl-
kerung.» Damit schadeten die
Behörden vor allem sich selbst.
«Wird eine Anfrage links liegen
gelassen, leidetdasVertrauen in
die Verwaltung.» Stoll fordert,
dass die Gemeinden jetzt aktiv
werden und ihre Angestellten
schulen.

AlsmöglicheGründe für die
Funkstille nennt die Studie feh-
lende interne Abläufe, Miss-
trauen gegenüber den Gesuch-

stellern und knappe Ressour-
cen. Aber spielte nicht auch der
Zeitpunkt kurz vor den Som-
merferien eine Rolle? Der Lau-
sanner Professor Martial Pas-
quier, der für die Studiemit For-
schenden der Universitäten
Brüssel und Napoli zusammen-
arbeitete, verneint. «Die Ver-
waltungenhattennochdreiWo-
chen Zeit, bevor die Ferien an-
fingen.» Zudem sei die Anfrage
denkbar einfach gewesen.
«Mehrere Gemeinden hatten
uns das Dokument schon nach
zwei Tagen geschickt.»

Gemeindeverband gibt
derKI die Schuld
Je nach Gemeindegrösse zeigt
sich dabei ein anderes Muster:
Je kleiner eineGemeinde, desto
seltener antwortet sie über-
haupt. Grössere Verwaltungen
reagieren häufiger, weisen Ge-
suche aber auch öfter ab. Pro-
fessionalisierung bedeutet also
nicht zwingend mehr Transpa-
renz.

Nicht erstaunt über die Er-
gebnisse zeigt sich der Schwei-
zerische Gemeindeverband. Er
höre von vielen Gemeinden,

Julian Spörri dass es schwierig geworden sei,
alle Anfragen von Medien und
Öffentlichkeit fristgerecht zu
bearbeiten. Gerade mit dem
Aufkommen von künstlicher
Intelligenz hätten die Eingaben
an die Gemeindeverwaltungen
nochmals deutlich zugenom-
men. Insbesondere steige die
Zahl sehr umfangreicher An-
fragen.

Für Studienleiter Pasquier
greift der Verweis auf die künst-
liche Intelligenz zu kurz. «Das
Grundproblem liegt darin, dass
Verwaltungen zurückhaltend
sind, Informationen herauszu-
rücken.Daswarauchschon lan-
ge vor KI so.» Der Schweizeri-
sche Gemeindeverband ver-
weist dagegen darauf, dass in
einzelnen Kantonen Gesetzes-
revisionen laufen, um die kom-
munalen Verwaltungen zu ent-
lasten. Er plädiert für ein «ge-
sundes Gleichgewicht zwischen
Transparenz und administrati-
vemAufwand».

Hoffnung für die lärmge-
plagte Anwohnerin oder den
um die Dorfeiche kämpfenden
Baumschützer macht das nicht
gerade.

Die Bilder aus Spanien sind
grauenhaft und die Zahl der
Toten steigt laufendan. 74Per-
sonen werden inzwischen ge-
meldet, die wegen des Auf-
fahrunfalls zweier Hochge-
schwindigkeitszüge ihr Leben
verloren haben. Da die Ber-
gungs- und Identifizierungs-
arbeiten noch laufen, könnte
sich die Todeszahl weiter er-
höhen.

Die beiden Unglückszüge
waren in Richtung Sevilla
unterwegs. Weil das automati-
sche Leit- und Sicherungssys-
tem ausfiel, wurden alle Züge
auf der 70 Kilometer langen
Strecke automatisch gestoppt
und die Verkehrssteuerung
musste manuell erfolgen. Ob-
wohl noch ein Zug auf der Stre-
cke stand, was die Lokführerin
anscheinend meldete, wurde
einnachfolgenderZugnichtge-
stoppt. Noch ist die Unfallursa-
che nicht geklärt, aber der Ver-
dacht verdichtet sich, dass das
Unglück auf eine menschliche
Fehlentscheidung nach dem
Ausfall des automatischen Sys-
tems zurückzuführen ist.

Auch eineGefahr
in der Schweiz?
Auch im Bahnland Schweiz
wird mit hohem Takt gefahren.
Da stellt sich die Frage, wie
gross das Risiko eines solchen
Auffahrunfalls ist.DerBahnver-
kehr auf dem SBB-Netz wird
durch technische Sicherungs-
systeme überwacht, erklären
die SBB auf Anfrage. Das ge-
samte Netz der SBB ist mit dem
europäischen Zugsicherungs-
system ETCS ausgerüstet. Da-

Bruno Knellwolf

mitwerden die Züge überwacht
und bei Bedarf automatisch ge-
bremst. Auf den Schnellfahr-
strecken geschieht das direkt
mit Signalisierung im Führer-
stand. «Einzig Trambahnen
fahren überwiegend auf Sicht,
was aufgrundder niedrigenGe-
schwindigkeiten und guten
Bremssysteme möglich ist»,
sagt Patrick Braess vom Institut
fürVerkehrsplanungundTrans-
portsysteme der ETHZürich.

Das Grundprinzip erklärt
Braess so: Bahnstrecken sind in

sogenannte Blockabschnitte
unterteilt, in denen sich grund-
sätzlich nur ein Zug befinden
darf. Ist der nächste Abschnitt
noch belegt, darf ein weiterer
Zug nicht einfahren. Zugsiche-
rungssysteme überwachen die
Fahrt und können bei Bedarf
automatisch eine Bremsung
auslösen.

«In der Schweiz gibt es eine
sehr sichere Leit- und Siche-
rungstechnik, mit der verhin-
dert wird, dass Züge aufeinan-
der auffahren», sagt Stefan

Karch von der Fachhochschule
ZHAW. Diese Leit- und Siche-
rungstechnikhabe sichüber 150
Jahre entwickelt. «Deshalb gibt
es in der Schweiz viele Kalen-
derjahre, in denen kein einziger
Fahrgast getötet wird – und das
bei Millionen von Zugreisen-
den.» Das letzte Eisenbahnun-
glück mit mindestens zehn To-
desopfern ereignete sich 1968
in Sitten mit 13 Toten. Das
schwerste der Schweizer Ge-
schichte liegt weit zurück – 1891
mit dem Einsturz der Eisen-

bahnbrücke bei Münchenstein
mit 73 Toten.

Dass menschliche Fehler
trotz funktionierender Siche-
rungstechnik zu einer Kollision
führen können, zeigte sich 2013
in Granges-près-Marnand im
Waadtland. Ein Regionalzug
fuhr trotz Rot-Signal los und
kollidierte frontal mit einem
entgegenkommenden Regio-
Express.EinLokführer starb, 26
Menschenwurden verletzt.

Doch was, wenn auf der
Strecke ein Problem besteht?

«Fällt die automatische Zug-
sicherung aus, gelten strenge
Rückfallregeln: Die Züge dür-
fen nur noch mit höchstens 40
km/h auf Sicht weiterfahren»,
sagt die SBB-Sprecherin Sabri-
naSchellenberg.DieserProzess
sei mehrfach abgesichert. Stell-
werke sichern die Gleise und
überwachen unter anderem, ob
Gleisabschnitte frei sind. Wei-
tere Zugbeeinflussungssysteme
überwachen zusätzlich die
Fahrt der Züge und können bei
Bedarf automatisch eingreifen.

Karch spricht von einem
«degraded mode», einem ein-
geschränkten Betriebszustand.
Für den Lokführer bedeute das
deutlich mehr Verantwortung:
«Auf Sicht zu fahren, ist sehr
mühsam.» Der Lokführer, der
als Erster den gesperrten Stre-
ckenteil durchfährt, macht das
mit allergrösster Vorsicht. Ist es
Nacht oder neblig, muss er das
Tempo weiter drosseln und im
Schritttempo fahren.

Immermehr Züge auf
Schweizer Strecken
Auch in der Schweiz verkehren
immer mehr Züge. Ist die hohe
Frequenz ein Sicherheitsprob-
lem? Nein, sagt Karch. «Diese
Sicherungstechnik funktioniert
auch, wenn der Takt sehr hoch
ist.»Die Sicherheitslogik bleibe
dieselbe, ergänzt Braess. «Ein
Zug kann nur in einen freien
Blockabschnitt einfahren.»
Weil S-Bahnen noch dichter
aufeinander folgen, gibt es auf
solchen Strecken sogar noch
weitere Sicherungselemente.
Dass es in der Schweiz auf
Schnellzugstrecken noch ein-
gleisige Strecken gebe, sei zu-
dem ungefährlich.

Bei diesemZugunfall in Granges-près-Marnand imWaadtland starb 2013 der Lokführer, 26 Passagiere wurden verletzt. Bild: Keystone

Cassis eröffnet
Büro in NordkoreaGemeinden als Dunkelkammern

VonwegenÖffentlichkeitsprinzip: Eine nationale Studie zeigt, dass zweiDrittel derGemeindenGesuche ignorieren.

Kann das auch auf Schweizer Schienen geschehen?
Technik verhindert, dass Züge aufeinanderprallen. Dochwas passiert, wenn die Sicherungssysteme ausfallen?


